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Einkommensteuer . Veräußerung der Haushälfte nach Ehescheidung mitunter zu 
versteuern 
 
Da in Deutschland rund jede dritte Ehe wieder geschieden wird, hat folgende Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs vom 14. Februar 2023 eine gewisse Breitenwirkung: Veräußert der geschiedene 
Ehegatte im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung anlässlich der Ehescheidung seinen 
Miteigentumsanteil an dem gemeinsamen Einfamilienhaus an den früheren Ehepartner, kann der 
Verkauf als privates Veräußerungsgeschäft der Besteuerung unterliegen. 
 
Hintergrund 
 
Private Veräußerungsgeschäfte mit Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, unterliegen der Spekulationsbesteuerung. 
Ausgenommen sind aber Wirtschaftsgüter, die 
 

Ø im Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken 
(1. Alternative) oder 

 
Ø im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen 

Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt wurden. 
 
Der Ausdruck „Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ setzt in beiden Alternativen voraus, dass eine 
Immobilie zum Bewohnen dauerhaft geeignet ist und vom Steuerpflichtigen auch bewohnt wird. Der 
Steuerpflichtige muss das Gebäude zumindest auch selbst nutzen; unschädlich ist, wenn er es 
gemeinsam mit seinen Familienangehörigen oder einem Dritten bewohnt.  
 
Ein Gebäude wird auch dann zu eigenen Wohnzwecken genutzt, wenn es der Steuerpflichtige nur 
zeitweilig bewohnt, sofern es ihm in der übrigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. Denn eine 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken setzt keine Nutzung als Hauptwohnung voraus. Zudem muss sich 
dort nicht der Schwerpunkt der persönlichen und familiären Lebensverhältnisse befinden. 
 
Der Entscheidung des BFH lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Ehemann (EM) zog im August 2015 aus dem im Miteigentum der Eheleute stehenden Einfamilien-
haus (Kaufvertrag: Dezember 2008) aus. Die Ehe, aus der ein im Jahr 2007 geborener Sohn hervorging, 
wurde im Juni 2017 geschieden. 
 
In der Folge drohte die Ehefrau (EF) dem EM die Zwangsversteigerung des Hauses an, sollte er seinen 
Miteigentumsanteil nicht an sie veräußern. Mit Scheidungsfolgenvereinbarung (August 2017) 
veräußerte EM schließlich seinen Miteigentumsanteil an EF. 
 
Das Finanzamt unterwarf den Gewinn aus dem Verkauf des Miteigentumsanteils der Einkommensteuer. 
Dies bestätigten sowohl das Finanzgericht München als nun auch der Bundesfinanzhof. 
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Eine ein privates Veräußerungsgeschäft ausschließende Zwangslage (wie z. B. bei einer Enteignung 
oder einer Zwangsversteigerung) lag nicht vor. Zwar hatte die geschiedene Ehefrau ihren Ex-Partner 
erheblich unter Druck gesetzt. Letztlich hat dieser seinen Anteil an dem Einfamilienhaus aber freiwillig 
im Rahmen der Scheidungsfolgenvereinbarung veräußert. Ob er sich dabei in einer wirtschaftlichen 
oder emotionalen Zwangssituation befand, ist grundsätzlich ohne Bedeutung. Der Motivlage kommt 
– abgesehen von den Fällen, in denen der Verlust des Eigentums (wegen eines Hoheitsakts) der freien 
Willensentschließung des Steuerpflichtigen entzogen ist – regelmäßig keine Relevanz zu. 
 
Im Streitfall erfolgte darüber hinaus keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken. Denn ein in Scheidung 
befindlicher Ehegatte nutzt das in seinem Miteigentum stehende Immobilienobjekt nicht mehr zu 
eigenen Wohnzwecken, wenn er ausgezogen ist und nur noch sein geschiedener Ehepartner und das 
gemeinsame Kind weiterhin dort wohnen. 
 
In seiner Urteilsbegründung stellte der Bundesfinanzhof heraus: Eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken liegt nur vor, wenn unterhaltsberechtigte Personen (wie Kinder) typischerweise zur Lebens- 
oder Wirtschaftsgemeinschaft des Steuerpflichtigen gehören. Dies ist bei dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten, die nicht mehr Teil einer Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft sind, jedoch nicht der Fall. 
Damit erfolgte im Streitfall eine schädliche Mitbenutzung des Einfamilienhauses durch die geschiedene 
Ehefrau. 
 

Einkommensteuer . Drohende Betriebsaufspaltung bei Vermietung von Immobilien 
 
Die Vermietung oder Verpachtung eines Grundstücks des Privatvermögens führt grundsätzlich zu 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Anders verhält es sich bei einer Betriebsaufspaltung. 
Diese hat zur Folge, dass die Verpachtung auf der gewerblichen Ebene erfolgt und das Grundstück 
somit Betriebsvermögen wird.  
 
Eine Betriebsaufspaltung kann Vor- und Nachteile mit sich bringen: 
 

Ø Einerseits birgt eine unerkannte Betriebsaufspaltung die Gefahr der ungewollten Aufdeckung 
stiller Reserven, wenn die sachliche oder personelle Verflechtung endet. Mit anderen Worten: 
der Gewinn aus dem Verkauf des Grundstücks unterliegt stets der Besteuerung.  

 
Ø Andererseits kann die Betriebsaufspaltung aber auch als Gestaltungselement bewusst 

eingesetzt werden, um z. B. die Haftung zu beschränken. 
 
Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn 
 

Ø ein Unternehmen (Besitzunternehmen) eine wesentliche Betriebsgrundlage an eine gewerblich 
tätige Personen- oder Kapitalgesellschaft (Betriebsunternehmen) zur Nutzung überlässt 
(sachliche Verflechtung) und  

 
Ø eine Person oder mehrere Personen zusammen (Personengruppe) sowohl das Besitzunter-

nehmen als auch das Betriebsunternehmen in dem Sinne beherrschen, dass sie in der Lage 
sind, in beiden Unternehmen einen einheitlichen geschäftlichen Betätigungswillen durchzu-
setzen (personelle Verflechtung). 
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Nach bisheriger Rechtsprechung konnte eine Beteiligung der an der Betriebsgesellschaft beteiligten 
Gesellschafter an der Besitzgesellschaft, die nur mittelbar über eine Kapitalgesellschaft besteht, nicht 
zu einer personellen Verflechtung führen.  
 
Nach der neuen Sichtweise des 4. Senats des Bundesfinanzhofs kann die Herrschaft über die Besitz-
personengesellschaft auch über eine mittelbare Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft ausgeübt 
werden und eine personelle Verflechtung begründen. Entscheidend ist, ob eine Person oder eine 
Personengruppe ihren Willen in der Betriebs- und Besitzgesellschaft durchsetzen kann – und dies ist 
auch bei einer mittelbaren Beherrschung möglich. 
 
Tipp: Die Konsequenzen aus der neuen Sichtweise des BFH ist aus Vertrauensschutzgründen erst 

ab dem Veranlagungszeitraum 2024 zu berücksichtigen. Sofern die Konsequenzen aus einer 
Betriebsaufspaltung vermieden werden sollen, müssten etwaige Umstrukturierungsmaß-
nahmen bis Ende 2023 abgeschlossen sein. 

 

Einkommensteuer . Einkünftezurechnung bei unrechtmäßigem Betriebsaus-
gabenabzug 
 
Grundsätzlich ergibt sich der für die Verteilung der Einkünfte relevante Gewinnverteilungsschlüssel 
einer Mitunternehmerschaft entweder aus dem Gesetz oder aus den gesellschaftsrechtlichen 
Vereinbarungen. Bisher war strittig, wie mit der Zurechnung von Mehrgewinnen umzugehen ist, die 
durch einen Gesellschafter aufgrund einer unberechtigten Entnahme entstanden sind („untreuer 
Gesellschafter“). Mit folgendem Sachverhalt hat sich der Bundesfinanzhof jüngst befasst: 
 
An der AB-GbR (Ingenieurbüro) waren A und B hälftig beteiligt. Der Gewinn wurde durch Einnahmen-
Überschussrechnung ermittelt. B hatte eine Vielzahl privater Aufwendungen (insgesamt € 14.500,00) 
ohne Zustimmung des A aus Gesellschaftsmitteln beglichen (u. a. Reisen und Erwerb privater 
Gegenstände). Daher kündigte A das Gesellschaftsverhältnis fristlos und schied aus der GbR aus. Sein 
Anteil wuchs B zu, der das Ingenieurbüro als Einzelunternehmer fortführte. 
 
Nach Überprüfung der Gewinnermittlung sah das Finanzamt den Betrag von € 14.500,00 als nicht 
betrieblich veranlasst an und erhöhte den Gesamtgewinn der GbR auf € 69.000,00. Den Mehrgewinn 
rechnete das Finanzamt den Gesellschaftern A und B jeweils hälftig zu. 
 
Gesellschafter A begehrte allerdings, den Mehrgewinn iHv. € 14.500,00 allein seinem ehemaligen 
Mitgesellschafter zuzurechnen und nur den restlichen laufenden Gesamthandsgewinn hälftig zu 
verteilen. Weil das Finanzgericht Berlin-Brandenburg die Klage als unbegründet abwies, wandte sich A 
an den Bundesfinanzhof – und hier war er schließlich erfolgreich.  
 
Ein Mehrgewinn, der aus der Korrektur nicht betrieblich veranlasster Betriebsausgaben stammt und im 
laufenden Gesamthandsgewinn enthalten ist, ist bei der Gewinnermittlung durch Einnahmen-
Überschussrechnung abweichend vom allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel zuzurechnen, wenn 
die Aufwendungen ausschließlich einem Mitunternehmer zugutegekommen sind (BFH-Urteil vom 
28. September 2022). 
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Tipp:  Bei der Einnahmen-Überschussrechnung ist es unerheblich, ob ein Ersatzanspruch der GbR 
gegen den untreuen Gesellschafter durchsetzbar und werthaltig ist. Da bei dieser Art der 
Gewinnermittlung das Zu- und Abflussprinzip gilt, kommt es zu keinem aktivierbaren 
Ausgleichsanspruch. Ein etwaiger Ersatzanspruch der Gesellschaft ist erst zu berücksichtigen, 
wenn er erfüllt wird. 

 
 Demgegenüber ist bei der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich 
(„Bilanzierung“) zu prüfen, ob ein werthaltiger Ersatzanspruch besteht, der zu aktivieren ist. 

 

Einkommensteuer . Umschulungskosten nach Erwerbstätigkeit ohne Berufsaus-
bildung 
 
Nach § 9 Abs. 6 EStG sind Aufwendungen des Steuerpflichtigen für seine Berufsausbildung oder für 
sein Studium nur dann Werbungskosten, wenn dieser zuvor bereits eine Erstausbildung (Berufsaus-
bildung oder Studium) abgeschlossen hat oder wenn die Berufsausbildung oder das Studium im 
Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfindet.  
 
Aufwendungen für eine Berufsausbildung sind ohne den vorherigen Abschluss einer Erstausbildung 
nicht als Werbungskosten abzugsfähig. Dies gilt selbst dann, wenn der Steuerpflichtige zuvor langjährig 
Einkünfte aus einer gewerblichen Tätigkeit erzielt hat. Der Bundesfinanzhof hat diese Entscheidung 
vom 15. Februar 2023 mit dem eindeutigen Wortlaut des § 9 Abs. 6 EStG begründet. 
 
Scheidet ein Abzug als Werbungskosten aus, bleibt nur der beschränkte Sonderausgabenabzug bis zu 
€ 6.000,00 im Kalenderjahr. 
 
Tipp: Da während einer Umschulung oft keine bzw. nur geringe Einnahmen erzielt werden, führen 

Werbungskosten regelmäßig zu einem vortragsfähigen Verlust, der sich dann in den Jahren der 
Berufsausübung steuermindernd auswirkt. Demgegenüber bleiben Sonderausgaben bei 
fehlenden Einkünften in demselben Jahr wirkungslos. Denn hier ist keine jahresübergreifende 
Verrechnung möglich. 

 

Lohnsteuer . Unentgeltliche Übertragung von GmbH-Anteilen muss kein Arbeits-
lohn sein 
 
Die unentgeltliche Übertragung von Anteilen an einer GmbH durch die GmbH-Gesellschafter auf eine 
leitende Angestellte der GmbH führt bei dieser nicht zu Einkünften aus nichtselbstständiger Tätigkeit, 
wenn die Zuwendung durch die Gesellschafter nicht maßgeblich durch das Dienstverhältnis veranlasst 
ist. Dies hat das Finanzgericht Sachsen-Anhalt am 27. April 2022 entschieden. 
 
Im Streitfall erfolgte die Übertragung der Gesellschaftsanteile nicht vom Arbeitgeber, sondern von den 
Gesellschaftern des Arbeitgebers, also von Dritten. Doch auch bei der Zuwendung eines Dritten kann 
ausnahmsweise Arbeitslohn vorliegen, wenn die Zuwendung ein Entgelt für eine Leistung bildet, die der 
Arbeitnehmer im Rahmen des Dienstverhältnisses für seinen Arbeitgeber erbringt, erbracht hat oder 
erbringen soll. Voraussetzung ist jedoch, dass sie sich für den Arbeitnehmer als Frucht seiner Arbeit für 
den Arbeitgeber darstellt und im Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis steht.  
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Dagegen liegt dann kein Arbeitslohn vor, wenn die Zuwendung wegen anderer Rechtsbeziehungen oder 
wegen sonstiger, nicht auf dem Dienstverhältnis beruhender Beziehungen zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber gewährt wird. Entsprechendes gilt, wenn die Zuwendung auf anderen Rechtsbeziehungen 
zwischen Arbeitnehmer und Drittem gründet. 
 
Im Streitfall war keine Gegenleistung vereinbart. Es war auch nicht geregelt, dass die Übertragung etwa 
für in der Vergangenheit oder in der Zukunft zu erwartende Dienste der Angestellten erfolgen sollte. Die 
Übertragung erfolgte vorbehalts- und bedingungslos, zumal auch keinerlei Haltefrist für die Anteile 
vereinbart oder geregelt wurde.  
 
Es handelte sich um eine Übertragung der Anteile im Rahmen der Unternehmensnachfolge, die den 
Fortbestand des Unternehmens sichern sollte. Es standen also gesellschaftsrechtliche strategische 
Überlegungen im Vordergrund. 
 
Das Finanzgericht kam bei der Würdigung der Gesamtumstände schließlich zu dem Schluss, dass die 
Zuwendung dem nicht einkommensteuerbaren, allenfalls schenkungsteuerlich relevanten Bereich 
zuzuordnen ist. 
 

Lohnsteuer . Steuerfreie Inflationsausgleichsprämie 
 
Durch die in § 3 Nr. 11c EStG geregelte Inflationsausgleichsprämie können Arbeitgeber ihren 
Beschäftigten einen Betrag von bis zu € 3.000,00 steuer- und abgabenfrei gewähren. Es handelt sich 
um eine freiwillige Leistung, die in der Zeit vom 26. Oktober 2022 bis Ende 2024 erfolgen kann, wobei 
auch anteilige Zahlungen möglich sind.  
 
Eine steuerfreie Inflationsausgleichsprämie können nur Arbeitnehmer im steuerlichen Sinne erhalten – 
und zwar unabhängig von der Art ihrer Beschäftigung.  
 
Hier einige Beispiele: 
 

Ø kurzfristig Beschäftigte und Minijobber, 
Ø Auszubildende,  
Ø Arbeitnehmer in Elternzeit oder Kurzarbeit,  
Ø Arbeitnehmer in der aktiven oder passiven Phase der Altersteilzeit, 
Ø Beziehende von Vorruhestandsgeld sowie 
Ø Versorgungsbeziehende. 

 
Da die Zahlung steuer- und beitragsfrei ist, wird sie bei Minijobbern nicht auf die Minijobgrenze (seit 
01. Oktober 2022: € 520,00) angerechnet. 
 
Auch Vorstände und Gesellschafter-Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften können die Inflations-
ausgleichsprämie steuerfrei erhalten, sofern der steuerliche Arbeitnehmerbegriff erfüllt ist. 
 
Allerdings sind hier die Regelungen zur verdeckten Gewinnausschüttung zu beachten. Ist die Zahlung 
nämlich durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst, ist sie beim Gesellschafter-Geschäftsführer zu 
versteuern (Einkünfte aus Kapitalvermögen). Zudem entfällt bei der Kapitalgesellschaft der Abzug als 
Betriebsausgaben.  
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Tipp: Insbesondere bei einem alleinigen Gesellschafter-Geschäftsführer könnte es in der Praxis 
mitunter schwierig sein, den Fremdvergleich zu bestehen. Denn um eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung zu vermeiden, müsste er darlegen können, dass die Zahlung in der Branche oder in 
Vergleichsbetrieben üblich ist.  

 
 Es kann aber auch genügen, dass leitenden Angestellten unterhalb der Ebene des Geschäfts-
führers eine Vergütung gezahlt wird, um den Fremdvergleich zu bestehen. Letztlich wird es hier 
(wie so oft) auf den Einzelfall ankommen. 

 

Gewerbesteuer . Betriebsausgaben vor Betriebseröffnung 
 
Die Gewerbesteuer fällt an, sobald ein Gewinn durch einen laufenden Betrieb erzielt wird. Bei einem 
Ladenlokal oder einer Gaststätte ist das die Eröffnung für Kunden bzw. Gäste. Dies mag widersinnig 
erscheinen, weil der Einkauf von Waren dann bei der Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3 EStG zu den 
Betriebsausgaben gehört, gewerbesteuerlich jedoch nicht zu berücksichtigen ist. Dies gilt nach einer 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 30. August 2022 auch dann, wenn ein Betriebsübergang 
gem. § 2 Abs. 5 GewStG von einem Gewerbetreibenden auf einen anderen erfolgt. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Kläger pachtete ab dem 01. Dezember 2017 einen Imbissbetrieb vom vorherigen Betreiber. Im 
Dezember 2017 renovierte er die Räume. Den Imbiss eröffnete er nach Abschluss der Renovierung im 
Januar 2018. Seinen Gewinn ermittelte er durch Einnahmen-Überschussrechnung. In der Gewerbe-
steuererklärung für 2017 machte der Kläger die im Dezember angefallenen Renovierungskosten von 
€ 8.500,00 als vorab entstandene Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt setzte für 2017 einen 
Gewinn in Höhe von € 0,00 an. 
 
Der Bundesfinanzhof erkannte die im Dezember 2017 entstandenen Betriebsausgaben nicht an und 
wies die Klage ab. 
 
Zwar ist jeder stehende Gewerbebetrieb gewerbesteuerpflichtig, so dass die damit zusammen-
hängenden Ausgaben als Betriebsausgaben berücksichtigt werden können. Jedoch muss der 
Gewerbebetrieb, wenn es sich um ein Einzelunternehmen oder um eine Personengesellschaft handelt, 
am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr teilnehmen, also aktiv sein und gewerbliche Leistungen 
erbringen. 
 
Das Gewerbesteuerrecht stellt nicht auf die – schon vor der Betriebseröffnung bestehende – persönliche 
Steuerpflicht des Betriebsinhabers ab, sondern auf die sachliche Steuerpflicht des Steuerobjekts. 
Gegenstand der Gewerbesteuer ist nämlich der auf den laufenden Betrieb entfallende Gewinn. 
 
Diese Grundsätze gelten auch dann, wenn der Gewerbebetrieb von einem anderen Unternehmer 
übernommen wird. In diesem Fall regelt das Gesetz zwar ausdrücklich, dass der Gewerbebetrieb des 
übertragenden Unternehmers als eingestellt gilt. Dies bedeutet aber nicht, dass der übernehmende 
Unternehmer im Zeitpunkt der Übertragung sogleich einen neuen Gewerbebetrieb eröffnet und am 
Markt teilnimmt. 
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Der Kläger hat im Dezember 2017 lediglich Vorbereitungshandlungen durchgeführt und noch nicht am 
Marktgeschehen teilgenommen. Daher bleiben die Aufwendungen aus Dezember 2017 gewerbesteuer-
lich außer Ansatz. 
 
Einkommensteuerlich werden die Aufwendungen aus Dezember 2017 jedoch als vorweggenommene 
Betriebsausgaben berücksichtigt. Denn das Einkommensteuerrecht stellt auf die persönliche 
Steuerpflicht ab und erfasst damit auch Aufwendungen vor der Betriebseröffnung. Dafür wird bei der 
Einkommensteuer aber auch der Gewinn aus der Veräußerung bzw. der Aufgabe des Gewerbebetriebs 
besteuert, während dieser bei der Gewerbesteuer nicht berücksichtigt wird. 
 
Tipp: Hätte der Kläger den Imbiss zunächst eröffnet und dann zwecks Renovierung unterbrochen, 

wären die Renovierungskosten gewerbesteuerlich abziehbar gewesen. Denn dann hätte die 
Gewerbesteuerpflicht bereits mit der Eröffnung begonnen. 

 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Dat gift dat nich! – Jobcenter-Bescheid 
auf Plattdeutsch? 
 
LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 08.09.2022, Az. L 7 AS 1360/21 
 
Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat entschieden, dass Jobcenter ihre Bescheide nicht in 
plattdeutscher Sprache erteilen müssen. Dem klagenden Bezieher von SGB-II-Leistungen wurde ein 
entsprechender Anspruch nicht zuerkannt. 
 
Seit 2017 bezog der Kläger Arbeitslosengeld II. Auf seinen Wunsch hin wies ihm das beklagte Jobcenter 
eine Arbeitsgelegenheit in einem Museum zu. Ein entsprechender Bescheid wurde erlassen. Der Kläger 
hätte den Bescheid jedoch lieber in plattdeutscher Sprache gehabt, was das Jobcenter ihm verweigert, 
so sah er sich veranlasst zur Erteilung des Bescheides auf Plattdeutsch den Rechtsweg zu beschreiten. 
 
Schon vor dem Sozialgericht Detmold hatte er mit der Klage keinen Erfolg. Neben der Klageabweisung 
kassierte der Kläger auch eine Festsetzung zur Tragung der Kosten. 
 
Auch die Berufung vor dem LSG war nicht von Erfolg gekrönt. Er habe keinen Anspruch auf Erteilung 
eines Bescheides in platt- bzw. niederdeutscher Sprache oder Erhalt einer Übersetzung in die platt- 
bzw. niederdeutsche Sprache, so die LSG-Richter. Nach § 19 Abs. 1 SGB X sei die Amtssprache 
deutsch. Zwar umfasse die deutsche Sprache neben der hochdeutschen Sprache auch alle Mundarten 
und Dialekte, soweit diese von den Beteiligten verstanden werden. Im schriftlichen Verfahren zulässig 
sei jedoch allein Hochdeutsch. 
 
Dies entspreche darüber hinaus dem Gebot des § 9 Abs. 2 SGB X, wonach ein Verwaltungsverfahren 
einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen sei. Dieses Gebot werde beeinträchtigt, wenn ein 
unübersichtliches Nebeneinander verschiedener Sprachvarianten mit unterschiedlichen Schreibweisen 
entstünde, die allenfalls räumlich begrenzt von einem Teil der Bevölkerung verstanden werden. Dies 
gelte, so die Richter, auch für das Niederdeutsche und Plattdeutsche, da jedenfalls seit dem 
16. Jahrhundert keine gemeinsame niederdeutsche Schriftsprache mehr existiere. 
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Auch aus dem Status als geschützte Regionalsprache im Sinne der Europäischen Charta der Regional- 
oder Minderheitensprachen vom 05. Dezember 1992 könne der Kläger, der des Hochdeutschen 
nachgewiesenermaßen mächtig sei, keinen Anspruch ableiten. Weder die Bundesrepublik Deutschland 
noch das Land Nordrhein-Westfalen hätten Vorschriften zur Verwendung der niederdeutschen 
(plattdeutschen) Sprache in der Verwaltung erlassen oder erlassen müssen. Auch eine Benachteiligung 
des Klägers aufgrund seiner ethnischen Herkunft sei fernliegend, so das LSG. Denn Sprecher des 
Nieder- bzw. Plattdeutschen stellten keine eigenständige Ethnie dar. 
 
Ob es jetzt noch eine weitere Instanz geben wird, ist hier nicht bekannt. 
 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Fließende Grenze – Kein Ende der 
Beitragspflicht zur Arbeitslosenversicherung mit dem 65. Geburtstag 
 
SG Frankfurt a. M., Urteil vom 27.03.2023, Az. S 15 AL 135/22 
 
Nach einer Entscheidung des Sozialgerichts Frankfurt a.M. endet die Beitragspflicht zur Arbeitslosen-
versicherung erst mit dem Zeitpunkt, der zum Bezug der Regelaltersrente berechtigt und nicht schon 
direkt mit dem Geburtstag. 
 
Auf eigenen Antrag hin war die Klägerin als Selbstständige seit 2007 in der Arbeitslosenversicherung 
versichert. Im Dezember 2020 vollendete sie das 65. Lebensjahr. Die Agentur für Arbeit setzte bis 
einschließlich September 2021 Beiträge fest, da aufgrund der stufenweisen Anhebung das Rentenein-
trittsalter für die Klägerin 65 Jahre und neun Monate betrage und das Versicherungsverhältnis erst zu 
diesem Zeitpunkt endete. 
 
Die Klägerin hielt das für ungerechtfertigt und begehrte im Klagewege die Aufhebung und Erstattung 
der Beiträge für Januar bis September 2021, da sie nach ihrer Ansicht zum 01.01.2021 das maßgebliche 
65. Lebensjahr für den Renteneintritt erreicht habe. 
 
Die Klage wurde abgewiesen. Das Gericht gab der Agentur für Arbeit Recht. Das Gericht führte aus, 
dass der Begriff des „Lebensjahres“ in der maßgeblichen Vorschrift dahingehend auszulegen sei, dass 
das Versicherungsverhältnis mit Erreichen der Regelaltersgrenze für den Anspruch auf Regelaltersrente 
ende. Bei dem Wortlaut „Lebensjahr“ handle es sich um eine gesetzgeberische Fehlformulierung. Sie 
führe bei Personen, die der monatsweisen Anhebung der Regelaltersgrenze unterfielen (Geburtsjahr-
gänge 1947 bis 1963), zu einem Auseinanderfallen zwischen Versicherungsverhältnis und Anspruch 
auf Regelaltersrente. 
 
Die gesetzliche Regelung bezwecke jedoch die Beendigung des Versicherungsverhältnisses zu dem 
Zeitpunkt, in welchem ein Wechsel des Sicherungssystems stattfinde, so die Richter. 
 
Die vorherige Fassung des Gesetzes habe den Eintritt der Versicherungsfreiheit mit Erreichen des 
65. Lebensjahres vorgesehen. Aufgrund der ab 01.01.2008 umgesetzten schrittweisen Anhebung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre habe die Vorschrift angepasst werden müssen. Eine inhaltliche 
Änderung habe der Gesetzgeber aber nicht beabsichtigt. Personen, die das Lebensalter erreichten, das 
zum Bezug der Regelaltersrente berechtige, seien ab diesem Zeitpunkt nicht mehr in den Schutzbereich 
der Arbeitslosenversicherung, sondern den der gesetzlichen Rentenversicherung einbezogen. 
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist nicht bekannt.  
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Gewerblicher Rechtsschutz . Kommt nicht auf die Größe an – „Zentrum“ mit zwei 
Ärzten zulässig 
 
OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 11.05.2023, Az. 6 U 4/23 
 
Darf sich eine Gemeinschaftspraxis, die lediglich aus zwei Ärzten besteht als „Zentrum“ bezeichnen? 
Mit dieser Frage hatte sich das OLG Frankfurt a.M. in der zweiten Instanz auseinanderzusetzen. 
 
Antragsteller war der Betreiber einer Praxis für plastische Chirurgie in Darmstadt. Er hielt die 
Bezeichnung „Zentrum für plastische und ästhetische Chirurgie“ der beiden Antragsgegner – beide 
Fachärzte für plastische und ästhetische Chirurgie, einer der beiden Antragsgegner zudem Facharzt für 
Orthopädie und Unfallchirurgie – für irrführend und somit wettbewerbswidrig. 
 
In einem Eilverfahren bekam der Antragsteller zunächst Recht. Den Antragsgegnern wurde einstweilen 
untersagt unter der Bezeichnung „Zentrum“ zu werben und ihre Leistungen anzubieten. Begründet 
wurde dies vom Landgericht damit, dass in dem „Zentrum“ nur zwei Ärzte beschäftigt und dies nicht 
ausreichend sei. 
 
Diese Auffassung teilte das Oberlandesgericht in der Berufung nicht. Die Bezeichnung der von den 
Antragsgegnern betriebenen Arztpraxis als „Zentrum" für ästhetische und plastische Chirurgie sei für 
den Verkehr nicht irreführend, so das OLG. Maßgeblich sei, wie der angesprochene Verkehr die 
beanstandete Werbung verstehe. Grundsätzlich erwarte der Verkehr zwar bei dem Begriff „Zentrum" 
eine personelle und sachliche Struktur eines Unternehmens, die über vergleichbare Durchschnittsunter-
nehmen hinausgehe. Jedenfalls im medizinischen Bereich weise der Begriff „Zentrum" aber nicht (mehr) 
auf eine besondere Größe hin, so die Richter. 
 
Denn nach den aktuellen gesetzlichen Voraussetzungen, welche für ein „Medizinisches Versorgungs-
zentrum“ (MVZ) im SGB V geregelt seien, erfordere seit 2015 ein MVZ keine bestimmte Größe. Praxen 
mit zwei tätigen Ärzten hätten demnach die Möglichkeit, unter der Bezeichnung „Medizinisches 
Versorgungszentrum" auf dem Markt aufzutreten. Der Verkehr sei mit der Häufigkeit des Auftretens von 
solchen MVZ auf dem Markt an diese Begrifflichkeit gewöhnt. 
 
Dieses häufige Auftreten der (Versorgungs-)Zentren auf dem Markt der Versorgung mit medizinischen 
Dienstleistungen wirke nach Ansicht des Senates einem Verständnis der Verkehrskreise entgegen, 
wonach von einer überdurchschnittlichen Größe der Praxis ausgegangen werden würde. 
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
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